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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Artikel 1 

Änderung des Meldegesetzes 1991 

1. ABSCHNITT: 1. ABSCHNITT: 
Meldefälle und Pflichten der Betroffenen Meldefälle und Pflichten der Betroffenen 

Unterkunft in Wohnungen; An- oder Ummeldung Unterkunft in Wohnungen; An- oder Ummeldung 
§ 3. (1) … § 3. (1) … 
(1a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten hat der Bundesminister 

für Inneres durch Verordnung festzulegen, dass Anmeldungen oder Ummeldungen 
(§ 11 Abs. 2 letzter Satz) auch unter Verwendung der Funktion Elektronischer 
Identitätsnachweis (E-ID) im Datenfernverkehr im Wege des ZMR durchgeführt 
werden können, wenn der Meldepflichtige über die österreichische 
Staatsbürgerschaft verfügt, seine Identitätsdaten aufgrund früherer Anmeldungen 
im ZMR gespeichert sind und die Wohnung in Bezug auf die Daten gemäß 
Abschnitt A Z 1 bis 7 und Z 9 sowie Abschnitt B Z 1 bis 3 und Z 7 der Anlage zum 
Bundesgesetz über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz), BGBl. I 
Nr. 9/2004, erfasst ist. Darüber hinaus hat der Bundesminister für Inneres die 
nähere Ausgestaltung der technischen Vorgänge und Voraussetzungen bei 
Vornahme der An- oder Ummeldung unter Inanspruchnahme der Funktion E-ID 
sowie den Zeitpunkt, ab dem diese Anmeldung vorgenommen werden kann, durch 
Verordnung festzulegen. 

(1a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten hat der Bundesminister 
für Inneres durch Verordnung festzulegen, dass Anmeldungen oder Ummeldungen 
(§ 11 Abs. 4) auch unter Verwendung der Funktion Elektronischer 
Identitätsnachweis (E-ID) im Datenfernverkehr im Wege des Zentralen 
Melderegisters (ZMR) durchgeführt werden können, wenn die Identitätsdaten des 
Meldepflichtigen aufgrund früherer Anmeldungen im ZMR gespeichert sind und 
die Wohnung in Bezug auf die Daten gemäß Abschnitt A Z 1 bis 7 und Z 9 sowie 
Abschnitt B Z 1 bis 3 und Z 7 der Anlage zum Bundesgesetz über das Gebäude- 
und Wohnungsregister (GWR-Gesetz), BGBl. I Nr. 9/2004, erfasst ist. Darüber 
hinaus hat der Bundesminister für Inneres die nähere Ausgestaltung der 
technischen Vorgänge und Voraussetzungen bei Vornahme der An- oder 
Ummeldung unter Inanspruchnahme der Funktion E-ID sowie den Zeitpunkt, ab 
dem diese An- oder Ummeldung vorgenommen werden kann, durch Verordnung 
festzulegen. 

(1b) Im Falle der An- oder Ummeldung gemäß Abs. 1a von Minderjährigen 
durch einen Elternteil darf der Bundesminister für Inneres für die jeweilige 
Meldebehörde mithilfe des Zentralen Personenstandsregisters (ZPR - § 44 
Personenstandsgesetz 2013 – PStG 2013, BGBl. I Nr. 16/2013) prüfen, ob der 
Meldepflichtige als Elternteil des Minderjährigen eingetragen ist. Ist dies nicht der 
Fall, ist der Meldepflichtige für die Durchführung der Meldung an die 
Meldebehörde zu verweisen. Die Vornahme der An- oder Ummeldung von 
Minderjährigen durch einen Elternteil ist zulässig, sofern diese gemeinsam 
Unterkunft nehmen. 

(1b) Im Falle der An- oder Ummeldung gemäß Abs. 1a von Minderjährigen 
durch einen Elternteil darf der Bundesminister für Inneres für die jeweilige 
Meldebehörde mithilfe des Zentralen Personenstandsregisters (ZPR - § 44 
Personenstandsgesetz 2013 – PStG 2013, BGBl. I Nr. 16/2013) prüfen, ob der 
Meldepflichtige als Elternteil des Minderjährigen eingetragen ist. Ist dies nicht der 
Fall, ist der Meldepflichtige für die Durchführung der Meldung an die 
Meldebehörde zu verweisen. Die An- oder Ummeldung von Minderjährigen durch 
einen Elternteil ist zulässig, sofern diese über einen gemeinsamen Hauptwohnsitz 
verfügen und gemeinsam Unterkunft nehmen. 
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(2) Für jeden anzumeldenden Menschen ist der Meldezettel entsprechend 

vollständig auszufüllen. Befindet sich die Wohnung in einem Gebäude, das im 
Gebäude- und Wohnungsregister (GWR) mit mehreren Adressen aufscheint, hat 
der Unterkunftnehmer eine dieser Adressen auszuwählen. Der Meldepflichtige hat 
im Falle einer Anmeldung gemäß Abs. 1a zu bestätigen, dass der Unterkunftgeber 
über die Unterkunftnahme informiert wurde. Diese Bestätigung ist der Behörde im 
Falle einer An- oder Ummeldung gemäß Abs. 1a mit den dem Meldezettel 
entsprechenden Daten zu übermitteln, wobei abweichend von der Anlage A zum 
Unterkunftgeber Namen und Anschrift anzugeben sind. Im Falle einer Meldung 
gemäß Abs. 1a tritt anstelle der Urkundenvorlage sowie der Bestätigung des 
Meldepflichtigen der sachlichen Richtigkeit der Meldedaten die eindeutige 
Identifikation und die elektronische Signatur unter Verwendung der Funktion E-ID 
(§§ 4 ff des E-Government-Gesetzes - E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004). 

(2) Für jeden anzumeldenden Menschen ist der Meldezettel entsprechend 
vollständig auszufüllen. Befindet sich die Wohnung in einem Gebäude, das im 
Gebäude- und Wohnungsregister (GWR) mit mehreren Adressen aufscheint, hat 
der Unterkunftnehmer eine dieser Adressen auszuwählen. Der Meldepflichtige hat 
im Falle einer Anmeldung gemäß Abs. 1a zu bestätigen, dass der Unterkunftgeber 
über die Unterkunftnahme informiert wurde. Diese Bestätigung ist der Behörde im 
Falle einer An- oder Ummeldung gemäß Abs. 1a mit den dem Meldezettel 
entsprechenden Daten zu übermitteln, wobei abweichend von der Anlage A zum 
Unterkunftgeber Namen und Anschrift anzugeben sind. Im Falle einer Meldung 
gemäß Abs. 1a tritt anstelle der Urkundenvorlage sowie der Bestätigung des 
Meldepflichtigen der sachlichen Richtigkeit der Meldedaten die eindeutige 
Identifikation unter Verwendung der Funktion E-ID (§§ 4 ff des E-Government-
Gesetzes  E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004). 

(3) Für die Anmeldung bei der Meldebehörde sind der entsprechend 
ausgefüllte Meldezettel und öffentliche Urkunden erforderlich, aus denen die 
Identitätsdaten (§ 1 Abs. 5a) des Unterkunftnehmers – ausgenommen die 
Melderegisterzahl – hervorgehen; dieser ist verpflichtet, an der Feststellung seiner 
Identität mitzuwirken. Erfolgt die Anmeldung mit Hauptwohnsitz und ist der zu 
Meldende bereits im Bundesgebiet mit Hauptwohnsitz angemeldet, so ist die 
Abmeldung oder Ummeldung (§ 11 Abs. 2) für diese Unterkunft gleichzeitig bei 
der nunmehr für den Hauptwohnsitz zuständigen Meldebehörde vorzunehmen.  

(3) Für die Anmeldung bei der Meldebehörde sind der entsprechend 
ausgefüllte Meldezettel und öffentliche Urkunden erforderlich, aus denen die 
Identitätsdaten (§ 1 Abs. 5a) des Unterkunftnehmers – ausgenommen die 
Melderegisterzahl – hervorgehen; dieser ist verpflichtet, an der Feststellung seiner 
Identität mitzuwirken. Erfolgt die Anmeldung mit Hauptwohnsitz und ist der zu 
Meldende bereits im Bundesgebiet mit Hauptwohnsitz angemeldet, so ist die 
Abmeldung oder Ummeldung (§ 11 Abs. 4) für diese Unterkunft gleichzeitig bei 
der nunmehr für den Hauptwohnsitz zuständigen Meldebehörde vorzunehmen.  

(4) … (4) … 
(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 16/2013) (Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 16/2013) 

Unterkunft in Wohnungen; Abmeldung Unterkunft in Wohnungen; Abmeldung 
§ 4. (1) und (2) … § 4. (1) und (2) … 
(2a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Abmeldung 

auch unter Verwendung der Funktion E-ID im Datenfernverkehr im Wege des 
ZMR durchgeführt werden. Die nähere Ausgestaltung der technischen Vorgänge 
bei Vornahme der Abmeldung unter Inanspruchnahme der Funktion E-ID sowie 
der Zeitpunkt, ab dem diese Abmeldung vorgenommen werden kann, werden durch 
Verordnung des Bundesministers für Inneres festgelegt. 

(2a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Abmeldung 
auch unter Verwendung der Funktion E-ID im Datenfernverkehr im Wege des 
ZMR durchgeführt werden. Die nähere Ausgestaltung der technischen Vorgänge 
bei Vornahme der Abmeldung unter Inanspruchnahme der Funktion E-ID sowie 
der Zeitpunkt, ab dem diese Abmeldung vorgenommen werden kann, werden durch 
Verordnung des Bundesministers für Inneres festgelegt. Die Abmeldung von 
Minderjährigen gemäß § 7 Abs. 2 durch einen Elternteil ist zulässig, sofern diese 
gemeinsam gemeldet sind. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 
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Vornahme der An- und der Abmeldung Vornahme der An-, Um- oder Abmeldung 

§ 4a. (1) Die An- und Abmeldung ist erfolgt, sobald der Meldebehörde der 
entsprechend vollständig ausgefüllte Meldezettel vorliegt. Im Falle einer An- oder 
Ummeldung gemäß § 3 Abs. 1a oder einer Abmeldung gemäß § 4 Abs. 2a ist die 
An-, Um- oder Abmeldung erfolgt, sobald die Mitteilung über den an-, um- oder 
abzumeldenden Wohnsitz beim Auftragsverarbeiter eingegangen ist. 

§ 4a. (1) Die An-, Um- oder Abmeldung ist erfolgt, sobald der Meldebehörde 
der entsprechend vollständig ausgefüllte Meldezettel vorliegt. Im Falle einer An- 
oder Ummeldung gemäß § 3 Abs. 1a oder einer Abmeldung gemäß § 4 Abs. 2a ist 
die An-, Um- oder Abmeldung erfolgt, sobald die Mitteilung über den an-, um- 
oder abzumeldenden Wohnsitz beim Auftragsverarbeiter eingegangen ist. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) ... 
Änderung von Meldedaten Änderung von Meldedaten 

§ 11. (1) ... § 11. (1) ... 
(1a) Personenstandsbehörden im Sinne des PStG haben Änderungen 

hinsichtlich des Namens, des Personenstandes oder des Geschlechts von 
Menschen, die im Bundesgebiet angemeldet sind, dem Bundesminister für Inneres 
im Wege eines Änderungszugriffes auf das ZMR zu übermitteln. 

(1a) Personenstandsbehörden im Sinne des PStG 2013 haben Änderungen 
hinsichtlich des Namens, des Personenstandes oder des Geschlechts von 
Menschen, die im Bundesgebiet angemeldet sind, dem Bundesminister für Inneres 
im Wege eines Änderungszugriffes auf das ZMR zu übermitteln, sofern der 
Datensatz im ZMR nicht bereits gemäß § 48 Abs. 11 PStG 2013 automatisch 
aktualisiert wurde. 

(2) Eine Ummeldung innerhalb eines Monates hat zu erfolgen, wenn die in 
den Abs. 1 und 1a genannten Änderungen im Ausland erfolgten oder wenn ohne 
Zusammenhang mit einem Reklamationsverfahren (§ 17) der Hauptwohnsitz zu 
einer Unterkunft hinverlegt oder von einer Unterkunft wegverlegt worden ist. Bei 
der Ummeldung zum neuen Hauptwohnsitz hat der Meldepflichtige die erfolgte 
Ummeldung beim bisherigen Hauptwohnsitz nachzuweisen. 

(2) Eine Änderung der Meldedaten hat innerhalb eines Monates zu erfolgen, 
wenn die in den Abs. 1 und 1a genannten Änderungen im Ausland erfolgten. 

(3) … (3) … 
 (4) Eine Ummeldung hat innerhalb eines Monates zu erfolgen, wenn sich ohne 

Zusammenhang mit einem Reklamationsverfahren (§ 17) die Wohnsitzqualität 
eines bestehenden Wohnsitzes ändert, indem der Hauptwohnsitz zu einem weiteren 
Wohnsitz oder ein weiterer Wohnsitz zu einem Hauptwohnsitz geändert wird. 
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2. ABSCHNITT: 2. ABSCHNITT: 
Meldebehörden, Melderegister und Verarbeitung der Meldedaten Meldebehörden, Melderegister und Verarbeitung der Meldedaten 

Berichtigung des lokalen Melderegisters Berichtigung des lokalen Melderegisters 
§ 15. (1) Erhält die Meldebehörde vom Tod eines angemeldeten Menschen 

Kenntnis, hat sie die Abmeldung durchzuführen. Hat sie Grund zur Annahme, dass 
eine Meldung entgegen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes vorgenommen 
oder unterlassen wurde, so hat sie die An- oder Abmeldung, in den Fällen des § 11 
Abs. 1 auch die Ummeldung von Amts wegen vorzunehmen. Im übrigen hat sie das 
Melderegister, soweit es unrichtige oder unvollständige Meldedaten enthält, zu 
berichtigen. Die Berichtigung der Wohnsitzqualität einer Unterkunft (§ 1 Abs. 6 
oder 7) ist nur nach einem Verfahren gemäß § 15 Abs. 7 oder nach einem 
Reklamationsverfahren (§ 17) zulässig; sie hat unter ausdrücklicher Bezugnahme 
auf die Weisung oder den Bescheid zu erfolgen. 

§ 15. (1) Erhält die Meldebehörde vom Tod eines angemeldeten Menschen 
Kenntnis, hat sie die Abmeldung durchzuführen. Hat sie Grund zur Annahme, dass 
eine Meldung entgegen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes vorgenommen 
oder unterlassen wurde, so hat sie die An- oder Abmeldung, in den Fällen des § 11 
Abs. 2 auch die Änderung der Meldedaten von Amts wegen vorzunehmen. Im 
übrigen hat sie das Melderegister, soweit es unrichtige oder unvollständige 
Meldedaten enthält, zu berichtigen. Die Berichtigung der Wohnsitzqualität einer 
Unterkunft (Ummeldung gemäß § 11 Abs. 4) ist nur nach einem Verfahren gemäß 
§ 15 Abs. 7 oder nach einem Reklamationsverfahren (§ 17) zulässig; sie hat unter 
ausdrücklicher Bezugnahme auf die Weisung oder den Bescheid zu erfolgen. 

(1a) … (1a) … 
(2) Von einer beabsichtigten An-, Ab- oder Ummeldung von Amts wegen hat 

die Meldebehörde den Meldepflichtigen zu verständigen und ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Erhebt der Meldepflichtige gegen eine solche Maßnahme 
Einwendungen, so ist die An-, Ab- oder Ummeldung, falls die Einwendungen nicht 
berücksichtigt werden, mit Bescheid vorzunehmen. 

(2) Von einer beabsichtigten An- oder Abmeldung oder Änderung der 
Meldedaten gemäß § 11 Abs. 2 von Amts wegen hat die Meldebehörde den 
Meldepflichtigen zu verständigen und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. Erhebt der Meldepflichtige gegen eine solche Maßnahme Einwendungen, 
so ist die An- oder Abmeldung oder Änderung der Meldedaten gemäß § 11 Abs. 2, 
falls die Einwendungen nicht berücksichtigt werden, mit Bescheid vorzunehmen. 

(2a) Beruht eine beabsichtigte Abmeldung auf einer Mitteilung über die 
erfolgte Abschiebung (§ 46 FPG), kann diese Meldung ohne das in Abs. 2 
vorgesehene Verfahren vorgenommen werden. 

(2a) Beruht eine beabsichtigte Abmeldung auf einer Mitteilung über die 
erfolgte Abschiebung (§ 46 FPG) oder eine durchgeführte Räumungsexekution, 
kann diese Meldung ohne das in Abs. 2 vorgesehene Verfahren vorgenommen 
werden. 

(3) Im Falle der Ab- oder Ummeldung von Amts wegen hat der 
Meldepflichtige die bei der Anmeldung ausgefolgten Meldezettel der 
Meldebehörde unverzüglich vorzulegen; diese hat gemäß § 4 Abs. 4 vorzugehen. 

(3) Im Falle der Abmeldung von Amts wegen hat die Meldebehörde dies auf 
Verlangen des Meldepflichtigen auf der schriftlichen Ausfertigung des 
Gesamtdatensatzes (§ 16) oder auf einer Ausfertigung der zuletzt geänderten 
Meldedaten durch Anbringung des Meldevermerkes zu bestätigen und dem 
Meldepflichtigen zu übergeben. 

(4) Die Meldebehörde, die eine Um- oder Anmeldung von Amts wegen 
vornimmt, hat dem Meldepflichtigen zwei von ihr ausgefertigte und mit dem 
Anmeldevermerk versehene Meldezettel auszufolgen. Erfolgte die amtliche 

(4) Die Meldebehörde, die eine Anmeldung gemäß § 3 oder Ummeldung 
gemäß § 11 Abs. 4 von Amts wegen vornimmt, hat gemäß § 3 Abs. 4 vorzugehen. 
Erfolgte die amtliche Anmeldung deshalb, weil sich der Unterkunftgeber zu 
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Anmeldung deshalb, weil sich der Unterkunftgeber zu Unrecht weigert, die 
Meldezettel zu unterschreiben (§ 8 Abs. 1), so hat die Meldebehörde das Beziehen 
der Unterkunft auf dem Meldezettel zu bestätigen. 

Unrecht weigert, die Meldezettel zu unterschreiben (§ 8 Abs. 1), so hat die 
Meldebehörde das Beziehen der Unterkunft auf dem Meldezettel zu bestätigen. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 
(7) Ist ein Mensch mehr als einmal mit Hauptwohnsitz gemeldet, so hat er 

seinen Hauptwohnsitz an jener Unterkunft, an der er sich zuletzt mit 
Hauptwohnsitz angemeldet hat. An den anderen Unterkünften ist er durch den 
Landespolizeidirektor, sofern die betroffenen Gemeinden nicht im selben 
Bundesland liegen, durch den Bundesminister für Inneres von Amts wegen 
umzumelden; Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, daß die Weisung an die betroffene 
Meldebehörde, ihr Melderegister zu berichtigen, zugleich mit der Verständigung 
des Betroffenen zu ergehen hat. 

(7) Ist ein Mensch mehr als einmal mit Hauptwohnsitz gemeldet, so hat er 
seinen Hauptwohnsitz an jener Unterkunft, an der er sich zuletzt mit 
Hauptwohnsitz angemeldet hat. An den anderen Unterkünften ist er durch den 
Landespolizeidirektor, sofern die betroffenen Gemeinden nicht im selben 
Bundesland liegen, durch den Bundesminister für Inneres von Amts wegen 
umzumelden (§ 11 Abs. 4); Abs. 2 gilt mit der Maßgabe, daß die Weisung an die 
betroffene Meldebehörde, ihr Melderegister zu berichtigen, zugleich mit der 
Verständigung des Betroffenen zu ergehen hat. 

Zentrales Melderegister Zentrales Melderegister 
§ 16. (1) bis (2a) … § 16. (1) bis (2a) … 
(3) Sofern eine Behörde Daten von Menschen, die auf Grund einer 

Entscheidung eines ordentlichen Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde 
angehalten werden, in Häftlingsevidenzen automationsunterstützt verarbeitet, hat 
sie diese durch maschinenlesbare Datenträger oder im Wege der 
Datenfernübertragung an das Zentrale Melderegister zum Zwecke der 
Verarbeitung für die Meldebehörden zu übermitteln. Der Bundesminister für 
Inneres bestimmt nach dem Stand der technischen Möglichkeiten durch 
Verordnung den Zeitpunkt, ab dem die jeweils zuständigen Behörden diese 
Übermittlungen vorzunehmen haben. Bis zu diesem Zeitpunkt sind die 
Angehaltenen von der Anstaltsleitung den Meldebehörden mittels Haftzettel 
(Haftentlassungszettel), die inhaltlich dem Meldezettel zu entsprechen haben, zu 
melden. 

(3) Sofern eine Behörde Daten von Menschen, die auf Grund einer 
Entscheidung eines ordentlichen Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde 
angehalten werden, in Häftlingsevidenzen automationsunterstützt verarbeitet, hat 
sie diese dem Bundesminister für Inneres im Wege eines Änderungszugriffes auf 
das ZMR zu übermitteln. Der Bundesminister für Inneres bestimmt nach dem Stand 
der technischen Möglichkeiten durch Verordnung den Zeitpunkt, ab dem die 
jeweils zuständigen Behörden diese Übermittlungen vorzunehmen haben. Bis zu 
diesem Zeitpunkt sind die Angehaltenen von der Anstaltsleitung den 
Meldebehörden mittels Haftzettel (Haftentlassungszettel), die inhaltlich dem 
Meldezettel zu entsprechen haben, zu melden. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 
Meldebestätigung Meldebestätigung 

§ 19. (1) … § 19. (1) … 
 (1a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine 

Meldebestätigung auch im Datenfernverkehr aus dem ZMR unter Verwendung der 
Funktion E-ID verlangt und erteilt werden. Die Höhe der dafür zu entrichtenden 
Verwaltungsabgabe hat der Bundesminister für Inneres mit Verordnung 
festzulegen. 
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(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

Sonstige Übermittlungen Sonstige Übermittlungen 
§ 20. (1) … § 20. (1) … 

[Anm.: Abs. 2 tritt mit dem Zeitpunkt der Aufnahme des Echtbetriebes des 
Zentralen Melderegisters außer Kraft (vgl. § 23 Abs. 5 iVm § 16b Abs. 4 idF Art. I 
BGBl. I Nr. 28/2001).] 

[Anm.: Abs. 2 tritt mit dem Zeitpunkt der Aufnahme des Echtbetriebes des 
Zentralen Melderegisters außer Kraft (vgl. § 23 Abs. 5 iVm § 16b Abs. 4 idF Art. I 
BGBl. I Nr. 28/2001).] 

(3) Organen der Gebietskörperschaften sind auf Verlangen die im 
Melderegister oder im Zentralen Melderegister enthaltenen Meldedaten zu 
übermitteln, sofern diese für den Empfänger zur Wahrnehmung der ihm gesetzlich 
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden; Übermittlungen 
auf Grund von Verknüpfungsanfragen (§ 16a Abs. 3) sind überdies nur zulässig, 
wenn die Verhältnismäßigkeit zum Anlass und zum angestrebten Erfolg gewahrt 
bleibt. Die Bürgermeister sind ermächtigt, die in ihrem Melderegister enthaltenen 
oder ihnen gemäß Abs. 2 übermittelten Meldedaten zu verarbeiten, sofern diese zur 
Wahrnehmung der ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
Voraussetzung bilden. 

(3) Organen der Gebietskörperschaften sind auf Verlangen die im 
Melderegister oder im Zentralen Melderegister enthaltenen Meldedaten zu 
übermitteln, sofern diese für den Empfänger zur Wahrnehmung der ihm gesetzlich 
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden; Übermittlungen 
auf Grund von Verknüpfungsanfragen (§ 16a Abs. 3) sind überdies nur zulässig, 
wenn die Verhältnismäßigkeit zum Anlass und zum angestrebten Erfolg gewahrt 
bleibt. Die Bürgermeister sind ermächtigt, die in ihrem Melderegister enthaltenen 
Meldedaten zu verarbeiten, sofern diese zur Wahrnehmung der ihnen gesetzlich 
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. 

(4) bis (7) ... (4) bis (7) ... 
(Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch § 23 Abs. 4 idF BGBl. I Nr. 28/2001) (Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch § 23 Abs. 4 idF BGBl. I Nr. 28/2001) 

3. ABSCHNITT: 3. ABSCHNITT: 
Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Strafbestimmungen Strafbestimmungen 
§ 22. (1) Wer § 22. (1) Wer 

 1.  bis 3. …  1.  bis 3. … 
 4. bei einer An-, Ab- oder Ummeldung unrichtige Identitätsdaten (§ 1 

Abs. 5) angibt oder 
 4. bei einer An-, Ab- oder Ummeldung unrichtige Identitätsdaten (§ 1 

Abs. 5a) angibt oder 
 5.  bis 8. …  5.  bis 8. … 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 726 Euro, im 
Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro, zu bestrafen. In Fällen der Z 8 
kann neben der Verhängung einer Geldstrafe auch über den Entzug der 
Abfrageberechtigung gemäß § 16a Abs. 5 für die Dauer von höchstens sechs 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 726 Euro, im 
Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis zu 2 180 Euro, zu bestrafen. In Fällen der Z 8 
kann neben der Verhängung einer Geldstrafe auch über den Entzug der 
Abfrageberechtigung gemäß § 16a Abs. 5 für die Dauer von höchstens sechs 
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Monaten erkannt werden, wenn dies erforderlich erscheint, um den Betroffenen 
von weiteren gleichartigen Verwaltungsübertretungen abzuhalten. 

Monaten erkannt werden, wenn dies erforderlich erscheint, um den Betroffenen 
von weiteren gleichartigen Verwaltungsübertretungen abzuhalten. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
(5) Wegen einer nicht oder nicht rechtzeitig vorgenommenen An-, Ab- oder 

Ummeldung ist ein Betroffener nicht strafbar, wenn die Übertretung der Behörde 
im Zusammenhang mit Erhebungen gemäß § 21a Abs. 3 oder im Zusammenhang 
mit einer Wohnsitzerklärung (§§ 15a und 21a Abs. 1) bekannt wurde und der 
Betroffene innerhalb eines Monats ab Erteilung der Auskunft die Richtigstellung 
vorgenommen hat. 

(5) Wegen einer nicht oder nicht rechtzeitig vorgenommenen An-, Ab- oder 
Ummeldung ist ein Betroffener nicht strafbar, wenn die Übertretung der Behörde  
im Zusammenhang mit einer Wohnsitzerklärung (§ 15a) bekannt wurde und der 
Betroffene innerhalb eines Monats ab Erteilung der Auskunft die Richtigstellung 
vorgenommen hat. 

(6) ... (6) ... 
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

§ 23. (1) bis (24) … § 23. (1) bis (24) … 
 (25) Der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 4a und § 21b, § 3 Abs. 1a bis 3, 

§ 4 Abs. 2a, die Überschrift zu § 4a, § 4a Abs. 1, § 11 Abs. 1a, 2 und 4, § 15 
Abs. 1, 2 bis 4 und 7, § 16 Abs. 3, § 19 Abs. 1a, § 20 Abs. 3 letzter Satz, § 22 Abs. 1 
Z 4 sowie § 22 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/202X 
treten mit 12. Dezember 2023 in Kraft. § 3 Abs. 2 letzter Satz sowie § 19 Abs. 1a 
sind bis zum vom Bundesminister für Inneres gemäß § 24 Abs. 6 letzter Satz E-
GovG kundgemachten Zeitpunkt mit der Maßgabe anzuwenden, dass es sich anstatt 
der Funktion E-ID um die Funktion Bürgerkarte handelt. 
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Artikel 2 

Änderung des Personenstandsgesetzes 2013 

2. HAUPTSTÜCK 2. HAUPTSTÜCK 
PERSONENSTANDSFALL PERSONENSTANDSFALL 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
Geburt Geburt 

Anzeige der Geburt Anzeige der Geburt 
§ 9. (1) bis (3) … § 9. (1) bis (3) … 
(4) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten können Anzeigen auch im 

Wege des Datenfernverkehrs unter Inanspruchnahme der Funktion Bürgerkarte 
(§§ 4 ff E-GovG) durchgeführt werden. Die nähere Ausgestaltung der technischen 
Vorgänge bei Vornahme der Anzeige unter Inanspruchnahme der 
Bürgerkartenfunktion sowie der Zeitpunkt, ab dem diese Anzeige vorgenommen 
werden kann, werden durch Verordnung des Bundesministers für Inneres 
festgelegt. 

(4) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten können Anzeigen auch im 
Wege des Datenfernverkehrs unter Inanspruchnahme der Funktion Elektronischer 
Identitätsnachweis (E-ID) gemäß den §§ 4 ff E-GovG durchgeführt werden. Die 
nähere Ausgestaltung der technischen Vorgänge bei Vornahme der Anzeige unter 
Inanspruchnahme der Funktion E-ID werden durch Verordnung des 
Bundesministers für Inneres festgelegt. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 
Anmeldung durch die Personenstandsbehörde Anmeldung durch die Personenstandsbehörde 

§ 12. (1) … § 12. (1) … 
(2) Darüber hinaus kann die Mutter anlässlich der Eintragung der Geburt 

gemäß § 10 unter Verwendung der Funktion Bürgerkarte (§§ 4 ff E-GovG) die 
Anmeldung des Kindes im Wege der Personenstandsbehörde vornehmen. Dasselbe 
gilt für den Vater, sofern auch diesem gemäß § 177 Abs. 1 ABGB die Obsorge 
zukommt. Zu diesem Zweck ist der Bundesminister für Inneres berechtigt, die 
aufrechten Wohnsitze der Eltern im Datenfernverkehr im Wege des ZMR 
abzufragen und dem Elternteil zu übermitteln sowie mithilfe des ZPR für die 
jeweilige Personenstandsbehörde zu prüfen, ob der Betroffene als Elternteil des 
Kindes eingetragen ist. § 3 Abs. 2 dritter und letzter Satz MeldeG gilt. 

(2) Darüber hinaus kann die Mutter anlässlich der Eintragung der Geburt 
gemäß § 10 unter Verwendung der Funktion E-ID (§§ 4 ff E-GovG) die 
Anmeldung des Kindes im Wege der Personenstandsbehörde vornehmen. Dasselbe 
gilt für den Vater, sofern auch diesem gemäß § 177 Abs. 1 ABGB die Obsorge 
zukommt. Zu diesem Zweck ist der Bundesminister für Inneres berechtigt, die 
aufrechten Wohnsitze der Eltern im Datenfernverkehr im Wege des ZMR 
abzufragen und dem Elternteil zu übermitteln sowie mithilfe des ZPR für die 
jeweilige Personenstandsbehörde zu prüfen, ob der Betroffene als Elternteil des 
Kindes eingetragen ist. § 3 Abs. 2 dritter und letzter Satz MeldeG gilt. 
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Vornamensgebung Vornamensgebung 

§ 13. (1) bis (3) ... § 13. (1) bis (3) ... 
(4) Die Mutter ist berechtigt, den Vornamen ihres Kindes unter Verwendung 

der Funktion Bürgerkarte (§§ 4 ff E-GovG) zu bestimmen. Dasselbe gilt für den 
Vater, sofern auch diesem gemäß § 177 Abs. 1 ABGB die Obsorge zukommt. Der 
Bundesminister für Inneres darf für die jeweilige Personenstandsbehörde mithilfe 
des ZPR prüfen, ob der Betroffene als Elternteil des Kindes eingetragen ist. 

(4) Die Mutter ist berechtigt, den Vornamen ihres Kindes unter Verwendung 
der Funktion E-ID (§§ 4 ff E-GovG) zu bestimmen. Dasselbe gilt für den Vater, 
sofern auch diesem gemäß § 177 Abs. 1 ABGB die Obsorge zukommt. Der 
Bundesminister für Inneres darf für die jeweilige Personenstandsbehörde mithilfe 
des ZPR prüfen, ob der Betroffene als Elternteil des Kindes eingetragen ist. 

Inhalt der Eintragung – Ehe Inhalt der Eintragung – Ehe 
§ 20. (1) Über die allgemeinen und besonderen Personenstandsdaten hinaus 

sind einzutragen: 
§ 20. (1) Über die allgemeinen und besonderen Personenstandsdaten hinaus 

sind einzutragen: 
 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. die allgemeine Personenstandsdaten der Eltern der Eheschließenden;  5. die allgemeinen Personenstandsdaten der Eltern der Eheschließenden; 
 6. und 7. ...  6. und 7. ... 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 

4. Abschnitt 4. Abschnitt 
Todesfall und Todeserklärungen Todesfall und Todeserklärungen 

Anzeige des Todes Anzeige des Todes 
§ 28. (1) bis (3) … § 28. (1) bis (3) … 
(4) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten können Anzeigen auch im 

Wege des Datenfernverkehrs unter Inanspruchnahme der Funktion Bürgerkarte 
(§§ 4 ff E-GovG) durchgeführt werden. Die nähere Ausgestaltung der technischen 
Vorgänge bei Vornahme der Anzeige unter Inanspruchnahme der 
Bürgerkartenfunktion sowie der Zeitpunkt, ab dem diese Anzeige vorgenommen 
werden kann, werden durch Verordnung des Bundesministers für Inneres 
festgelegt. 

(4) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten können Anzeigen auch im 
Wege des Datenfernverkehrs unter Inanspruchnahme der Funktion E-ID gemäß 
den §§ 4 ff E-GovG durchgeführt werden. Die nähere Ausgestaltung der 
technischen Vorgänge bei Vornahme der Anzeige unter Inanspruchnahme der  
Funktion E-ID werden durch Verordnung des Bundesministers für Inneres 
festgelegt. 

(5) und (6) … (5) und (6) … 
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3. HAUPTSTÜCK 3. HAUPTSTÜCK 
EINTRAGUNG DES PERSONENSTANDSFALLES UND 

PERSONENSTANDSREGISTER 
EINTRAGUNG DES PERSONENSTANDSFALLES UND 

PERSONENSTANDSREGISTER 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
Eintragung des Personenstandsfalles Eintragung des Personenstandsfalles 

Pflicht zur Eintragung Pflicht zur Eintragung 
§ 35. (1) … § 35. (1) … 
(2) Ein im Ausland eingetretener Personenstandsfall ist einzutragen, wenn der 

Personenstandsfall betrifft: 
(2) Ein im Ausland eingetretener Personenstandsfall ist einzutragen, wenn der 

Personenstandsfall betrifft: 
 1. …  1. … 
 2. …  2. … 
 3. einen Flüchtling im Sinne der Konvention über die Rechtsstellung der 

Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, und des Protokolls über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, wenn er seinen 
Wohnsitz, mangels eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland hat. 

 3. eine Person, die Flüchtling im Sinne der Konvention über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, und des Protokolls 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, ist oder deren 
Beziehungen zu ihrem Heimatstaat aus vergleichbar schwerwiegenden 
Gründen abgebrochen sind, wenn sie ihren Wohnsitz, mangels eines 
solchen ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat. 

(5) Die in Abs. 2, 3 und 4 angeführten Personenstandsfälle sind von jener 
Personenstandsbehörde einzutragen, bei der diese bekannt gegeben werden. 
Besteht bei dem Betroffenen oder bei einem Elternteil des Betroffenen ein 
Anknüpfungspunkt im Inland (Hauptwohnsitz, Personenstandsfall), ist der 
Personenstandsfall bei dieser Personenstandsbehörde einzutragen. Besteht ein 
derartiger Anknüpfungspunkt nicht, hat die Gemeinde Wien einzutragen. 

(5) Die in Abs. 2, 3 und 4 angeführten Personenstandsfälle sind von jener 
Personenstandsbehörde einzutragen, bei der diese bekannt gegeben werden. 
Mitteilungen im Wege einer österreichischen Vertretungsbehörde haben an jene 
Personenstandsbehörde zu ergehen, bei der beim Betroffenen oder bei einem 
Elternteil des Betroffenen ein Anknüpfungspunkt im Inland (Hauptwohnsitz, 
Personenstandsfall) besteht. Besteht ein derartiger Anknüpfungspunkt nicht, hat 
die Mitteilung an die Gemeinde Wien zu ergehen. 

(6) … (6) … 
Namen Namen 

§ 38. (1) Namen sind aus der für die Eintragung herangezogenen Urkunde und 
sonstigen Dokumenten buchstaben- und zeichengetreu zu übernehmen. Sind in der 

§ 38. (1) Namen sind aus der für die Eintragung herangezogenen Urkunde und 
sonstigen Dokumenten buchstaben- und zeichengetreu zu übernehmen. Sind in der 
Urkunde andere als lateinische Schriftzeichen verwendet worden, ist eine 
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Urkunde andere als lateinische Schriftzeichen verwendet worden, müssen die 
Regeln für die Transliteration beachtet werden. 

Übersetzung beizubringen. Treten Widersprüche oder Zweifel an der Richtigkeit 
der Übersetzung auf, sind die Regeln für die Transliteration anzuwenden. 

(2) Sind Namen aufgrund ausländischer Rechtsvorschriften nicht in Familien- 
und Vornamen trennbar, sind Namen sowohl als Familien- als auch als Vornamen 
einzutragen. Darüber hinaus dürfen insbesondere Namenszusätze als sonstige 
Namen eingetragen werden. 

(2) Sind Namen aufgrund ausländischer Rechtsvorschriften nicht in Vor- und 
Familiennamen trennbar, sind Namen sowohl als Vor- als auch als Familiennamen 
einzutragen. Darüber hinaus dürfen insbesondere Namenszusätze als sonstige 
Namen eingetragen werden. 

 (2a) Auf Verlangen einer Person im Sinne des § 35 Abs. 2 Z 1 bis 3 sind 
Namen, die aufgrund ausländischer Rechtsvorschriften nicht in Vor- und 
Familiennamen trennbar sind, vor dem Standesbeamten in öffentlicher Urkunde 
abweichend von Abs. 2 in der von der Person bestimmten Weise einzutragen. Beim 
Familiennamen dürfen aber höchstens zwei Teile verwendet werden, wobei ein 
Doppelname durch einen Bindestrich zwischen dessen einzelnen Teilen zu trennen 
ist. Darüber hinaus kann die betroffene Person im Rahmen einer solchen 
Namensbestimmung erklären, dass nicht verwendete Teile ihres ursprünglichen 
Namens entfallen. § 156 ABGB gilt. 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 
(6) Die Mutter ist berechtigt, den Familiennamen ihres Kindes bis zum 

vollendeten ersten Lebensjahr unter Verwendung der Funktion Bürgerkarte (§§ 4 
ff E-GovG) zu bestimmen. Dasselbe gilt für den Vater, sofern auch diesem gemäß 
§ 177 Abs. 1 ABGB die Obsorge zukommt. Der Bundesminister für Inneres darf 
für die jeweilige Personenstandsbehörde mithilfe des ZPR prüfen, ob der 
Betroffene als Elternteil des Kindes eingetragen ist. 

(6) Die Mutter ist berechtigt, den Familiennamen ihres Kindes bis zum 
vollendeten ersten Lebensjahr unter Verwendung der Funktion E-ID (§§ 4 ff E-
GovG) zu bestimmen. Dasselbe gilt für den Vater, sofern auch diesem gemäß § 177 
Abs. 1 ABGB die Obsorge zukommt. Der Bundesminister für Inneres darf für die 
jeweilige Personenstandsbehörde mithilfe des ZPR prüfen, ob der Betroffene als 
Elternteil des Kindes eingetragen ist. 

ZPR Abfrage ZPR Abfrage 
§ 47. (1) Der Personenkern (§ 2 Abs. 2) sowie Vornamen der Eltern und 

frühere Namen stehen, soweit dies zur Besorgung einer ihr gesetzlich übertragenen 
Aufgabe erforderlich ist, jeder Behörde im Wege des Datenfernverkehrs zur 
Verfügung, wenn sie die betroffene Person nach dem Namen und allenfalls einem 
weiteren Merkmal bestimmen kann. Einrichtungen des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden, sowie die Sozialversicherungsträger und die gesetzlichen 
Interessensvertretungen haben in einem Verfahren die entsprechenden Daten des 
Personenkerns unter Berücksichtigung des Abs. 3 zu verarbeiten. 

§ 47. (1) Der Personenkern (§ 2 Abs. 2) sowie Vornamen der Eltern und 
frühere Namen stehen, soweit dies zur Besorgung einer ihr gesetzlich übertragenen 
Aufgabe erforderlich ist, jeder Behörde im Wege des Datenfernverkehrs zur 
Verfügung, wenn sie die betroffene Person nach dem Namen und allenfalls einem 
weiteren Merkmal bestimmen kann. Dabei steht jeder Behörde im Wege des 
Datenfernverkehrs auch das verschlüsselte bereichsspezifische 
Personenkennzeichen „zur Person“ (vbPK-ZP) der Eltern zur Verfügung, sofern 
die Daten der Eltern bereits im ZPR erfasst wurden. Einrichtungen des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden, sowie die Sozialversicherungsträger und die 
gesetzlichen Interessensvertretungen haben in einem Verfahren die entsprechenden 
Daten des Personenkerns unter Berücksichtigung des Abs. 3 zu verarbeiten. 
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(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
(5) Auf Verlangen des Betroffenen kann unter Verwendung der Funktion 

Bürgerkarte im ZPR abgefragt werden, ob dessen personenbezogene Daten im 
ZPR bereits nacherfasst wurden. Diesfalls sind dem Betroffenen folgende zu ihm 
im ZPR verarbeiteten Daten im Wege des Datenfernverkehrs zu übermitteln: 

(5) Auf Verlangen des Betroffenen kann unter Verwendung der Funktion E-
ID (§§ 4 ff E-GovG) im ZPR abgefragt werden, ob dessen personenbezogene Daten 
im ZPR bereits nacherfasst wurden. Diesfalls sind dem Betroffenen folgende zu 
ihm im ZPR verarbeiteten Daten im Wege des Datenfernverkehrs zu übermitteln: 

 1. der Personenkern (§ 2 Abs. 2) sowie  1. der Personenkern (§ 2 Abs. 2) sowie 
 2. die besonderen Personenstandsdaten zur Eheschließung (§ 2 Abs. 4) sowie 

zur Begründung einer eingetragenen Partnerschaft (§ 2 Abs. 5). 
 2. die besonderen Personenstandsdaten zur Eheschließung (§ 2 Abs. 4) sowie 

zur Begründung einer eingetragenen Partnerschaft (§ 2 Abs. 5). 
Statistische Erhebungen Statistische Erhebungen 

§ 51. (1) … § 51. (1) … 
(2) Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat auf Grund der von den 

Personenstandsbehörden gemäß Abs. 1 mitzuteilenden Daten, ergänzt um 
Informationen über die höchste abgeschlossene Ausbildung der Person durch 
Heranziehung von Daten des Bildungsstandardregisters gemäß § 10 des 
Bildungsdokumentationsgesetzes, BGBl. I Nr. 12/2002, Statistiken über Geburten, 
Eheschließungen, Begründungen von eingetragenen Partnerschaften und 
Todesfälle zu erstellen und den Ländern und Gemeinden aus diesen Statistiken die 
diese betreffenden Personenstandsdaten in anonymisierter Form unentgeltlich zur 
Verfügung zu stellen. 

(2) Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat auf Grund der von den 
Personenstandsbehörden gemäß Abs. 1 mitzuteilenden Daten, ergänzt um 
Informationen über die höchste abgeschlossene Ausbildung der Person durch 
Heranziehung von Daten des Bildungsstandardregisters gemäß § 19 des 
Bildungsdokumentationsgesetzes 2020 (BilDokG 2020), BGBl. I Nr. 20/2021, 
Statistiken über Geburten, Eheschließungen, Begründungen von eingetragenen 
Partnerschaften und Todesfälle zu erstellen und den Ländern und Gemeinden aus 
diesen Statistiken die diese betreffenden Personenstandsdaten in anonymisierter 
Form unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

Sonstige Auszüge Sonstige Auszüge 
§ 58. (1) Die Behörde hat auf Grund der im ZPR enthaltenen 

personenbezogenen Daten auf Antrag eines gemäß § 52 Auskunftsberechtigten zu 
beauskunften: 

§ 58. (1) Die Behörde hat auf Grund der im ZPR enthaltenen 
personenbezogenen Daten auf Antrag eines gemäß § 52 Auskunftsberechtigten zu 
beauskunften: 

 1. …  1. … 
 2. seine personenbezogenen Daten zu allen im ZPR eingetragenen 

Personenstandsfällen (Gesamtauszug). 
 2. seine personenbezogenen Daten zu allen im ZPR eingetragenen 

Personenstandsfällen (Gesamtauszug) oder 
   3. der Umstand, dass der Tod einer Person noch nicht im ZPR eingetragen 

wurde (Lebensbestätigung). 
(2) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Beauskunftung 

auch im Datenfernverkehr aus dem ZPR unter der Verwendung der Funktion der 
Bürgerkarte (§§ 4 ff E-GovG) verlangt und erteilt werden. Diesfalls ist der 
Registerauszug mit der Amtssignatur des Bundesministers für Inneres zu versehen. 

(2) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Beauskunftung 
auch im Datenfernverkehr aus dem ZPR unter der Verwendung der Funktion der 
E-ID (§§ 4 ff E-GovG) verlangt und erteilt werden. Diesfalls ist der Registerauszug 
mit der Amtssignatur des Bundesministers für Inneres zu versehen. 

(3) ... (3) ... 
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Ausstellung von Urkunden Ausstellung von Urkunden 

§ 63. (1) Die Verwahrer der Altmatriken (§ 62) haben auf Grund der 
Eintragungen in diesen Altmatriken Personenstandsurkunden und Abschriften 
auszustellen sowie Einsicht in die Altmatriken zu gewähren. 

§ 63. (1) Die Verwahrer der Altmatriken (§ 62) haben auf Grund der 
Eintragungen in diesen Altmatriken Personenstandsurkunden und Abschriften 
auszustellen sowie Einsicht in die Altmatriken zu gewähren. Für die 
Einsichtsgewährung in Altmatriken sind keine Bundesverwaltungsabgaben zu 
entrichten. 

(2) ... (2) ... 
(3) Die Organe der gesetzlich anerkannten Kirchen und 

Religionsgesellschaften können für die Ausstellung von Personenstandsurkunden 
und Abschriften aus den Altmatriken sowie für die Einsichtsgewährung in die 
Altmatriken Gebühren in der Höhe der Bundesverwaltungsabgaben verlangen, die 
von den Personenstandsbehörden für gleichartige Amtshandlungen eingehoben 
werden. Diese Gebühren können auf Grund eines Rückstandsausweises der 
gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften im Verwaltungsweg 
eingebracht werden, wenn die Vollstreckbarkeit von der 
Bezirksverwaltungsbehörde bestätigt wird. 

(3) Die Organe der gesetzlich anerkannten Kirchen und 
Religionsgesellschaften können für die Ausstellung von Personenstandsurkunden 
und Abschriften aus den Altmatriken Gebühren in der Höhe der 
Bundesverwaltungsabgaben verlangen, die von den Personenstandsbehörden für 
gleichartige Amtshandlungen eingehoben werden. Diese Gebühren können auf 
Grund eines Rückstandsausweises der gesetzlich anerkannten Kirchen und 
Religionsgesellschaften im Verwaltungsweg eingebracht werden, wenn die 
Vollstreckbarkeit von der Bezirksverwaltungsbehörde bestätigt wird. 

Befugnis zur Beurkundung und Beglaubigung Befugnis zur Beurkundung und Beglaubigung 
§ 67. (1) Der Standesbeamte hat zu beurkunden, zu beglaubigen und 

einzutragen: 
§ 67. (1) Der Standesbeamte hat zu beurkunden, zu beglaubigen und 

einzutragen: 
 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
 7.   7. Erklärungen zur Bestimmung des Vor- und Familiennamens nach § 38 

Abs. 2a sowie 
sonstige Erklärungen, die für die vollständige Eintragung eines 

Personenstandsfalles erforderlich sind. 
 8. sonstige Erklärungen, die für die vollständige Eintragung eines 

Personenstandsfalles erforderlich sind. 
(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch Art. 13 Z 3, BGBl. I Nr. 56/2018) (Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch Art. 13 Z 3, BGBl. I Nr. 56/2018) 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 
Übergangs- und Schlussbestimmungen Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen 
§ 72. (1) bis (11) … § 72. (1) bis (11) … 
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 (12) § 9 Abs. 4, § 12 Abs. 2, § 13 Abs. 4, § 28 Abs. 4, § 38 Abs. 6, § 47 Abs. 5 

sowie § 58 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/202X treten 
mit dem vom Bundesminister für Inneres gemäß § 24 Abs. 6 letzter Satz E-GovG 
kundzumachenden Zeitpunkt in Kraft. § 20 Abs. 1 Z 5, § 35 Abs. 2 Z 3 und Abs. 5, 
§ 38 Abs. 1 bis 2a, § 47 Abs. 1, § 51 Abs. 2, § 58 Abs. 1 Z 2 und 3, § 63 Abs. 1 und 
3, § 67 Abs. 1 Z 7 und 8 sowie § 79 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/202X treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.  

Vollziehung Vollziehung 
§ 79. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut § 79. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut 

 1. …  1. … 
 2. hinsichtlich der § 53 Abs. 4 und § 67 Abs. 3 der Bundesminister für 

Europa, Integration und Äußeres im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Inneres und dem Bundesminister für Justiz, 

 2. hinsichtlich der § 53 Abs. 4 und § 67 Abs. 3 der Bundesminister für 
europäische und internationale Angelegenheiten im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Inneres und dem Bundesminister für Justiz, 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 
  

Artikel 3 

Änderung des Namensänderungsgesetzes 

Antrag auf Namensänderung Antrag auf Namensänderung 
§ 1. (1) Eine Änderung des Namens (§ 38 Abs. 2 PStG 2013) ist auf Antrag 

zu bewilligen, wenn ein Grund im Sinn des § 2 vorliegt, § 3 der Bewilligung nicht 
entgegensteht und die Namensänderung betrifft 

§ 1. (1) Eine Änderung des Namens (§ 38 Abs. 2 PStG 2013) ist auf Antrag 
zu bewilligen, wenn ein Grund im Sinn des § 2 vorliegt, § 3 der Bewilligung nicht 
entgegensteht und die Namensänderung betrifft 

 1. …  1. … 
 2. …  2. … 
 3. einen Flüchtling im Sinne der Konvention über die Rechtsstellung der 

Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, und des Protokolls über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, wenn er seinen 
Wohnsitz, mangels eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland hat. 

 3. eine Person, die Flüchtling im Sinne der Konvention über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, und des Protokolls 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, ist oder deren 
Beziehungen zu ihrem Heimatstaat aus vergleichbar schwerwiegenden 
Gründen abgebrochen sind, wenn sie ihren Wohnsitz, mangels eines 
solchen ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 11 (1) bis (10) … § 11 (1) bis (10) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 (11) § 1 Abs. 1 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/202X 

tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 
 


